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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das  Handelsgericht  Wien  hat  durch  die  Richterin

MMag.  Liselotte  Eckl  in  der  Rechtssache  der  klagend en  Partei

Bundesanstalt „Statistik Österreich“, FN 191155k, G uglgasse 13,

1110 Wien, vertreten durch Korn Rechtsanwälte OG, R echtsanwälte

in 1040 Wien, gegen den Beklagten Dr. Hans Zeger, V ereinsobmann

ARGE  Daten  Österreich,  Redtenbachergasse  20,  1160  W ien,

vertreten durch MMag. Michael Krenn, Rechtsanwalt i n 1070 Wien,

wegen  Unterlassung  (Streitwert:  EUR  19.600,-  s.A.)  nach

öffentlicher mündlicher Verhandlung zu Recht erkann t:

1.)  Der  Beklagte  ist  schuldig,

zu  unterlassen,  die  wörtlichen

und/oder  sinngemäßen  Behauptun-

gen zu verbreiten, die klagende

Partei  führe  eine  Volkszählung

in  Form  einer  Generalinventur

durch,  welche  es  zuletzt  unter

dem  Nationalsozialismus  gegeben

habe.

2.) Der Beklagte hat der klagen-

den Partei die mit EUR 3.411,58

bestimmten Kosten des Verfahrens

(darin  EUR  456,43  USt  und  EUR
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673,- Barauslagen) binnen 14 Ta-

gen gem. § 19a RAO zu Handen der

Korn Rechtsanwälte OG zu bezah-

len.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Außer  Streit  steht :  Der  Beklagte  hat  im  Rahmen  des  am

12.5.2011 um 22.00 Uhr ausgestrahlten ZIB 2-Beitrag es im Zusam-

menhang mit der von der klagenden Partei durchgefüh rten Regis-

terzählung 2011 in  einem Interview folgende Äußerun g getätigt

(Beilage ./F): 

„Es werden auch Familienverhältnisse abgebildet. Al so wer

mit wem in einer Wohnung zusammenlebt, welche Kinde r, in wel-

chen Abhängigkeiten das besteht. Also hier müssen w ir nicht von

einer Zählung sprechen, sondern so einer Art Genera linventur,

und sowas gab es zuletzt unter dem Nationalsozialis mus.“

Unstrittig  ist  außerdem,  dass  weitere  Beiträge,  in  denen

die obige Äußerung – wenn auch in gekürzter Form – vorkommt, in

der ZIB 20 und im ZIB Flash 3 am 12.5.2011 ausgestr ahlt wurden

(./F). 

Mit  ihrer  am  25.8.2011  eingebrachten  Klage  begehrte  die

klagende  Partei  die  im  Spruch  ersichtliche  Unterlassung

(Streitwert: € 19.600,- s.A.) gemäß §§ 16, 1330 ABG B und brach-

te  vor,  der  Beklagte  habe  die  (tatsachenwidrige)  Be hauptung

aufgestellt,  dass  die  von  der  klagenden  Partei  durc hgeführte

Registerzählung 2011 keine  Zählung,  sondern vielmeh r  eine Art

Generalinventur darstelle, was es zuletzt unter dem  Nationalso-

zialismus  gegeben  habe.  Damit  würde  den  Zusehern  su ggeriert

werden, es würden bei der von der klagenden Partei durchgeführ-

ten Registerzählung Methoden angewandt, wie sie zul etzt im Na-

tionalsozialismus verwendet worden seien. Diese Beh auptung wäre

für die klagende Partei rufschädigend und könne die  reibungslo-

41 Cg 55/11 p

2 von 19



se Durchführung der Registerzählung 2011 gefährden.  

Die  inkriminierte  Äußerung des  Beklagten  erwecke be i  den

Zusehern den Eindruck, dass die Art und Weise der D urchführung

der  Registerzählung  im  Ermessen  der  klagenden  Parte i  liege,

über die sie selbst bestimmen könne und dass sie si ch für eine

auch  im  Nationalsozialismus  angewandte  Methode  ents chieden

habe. Dies wäre völlig unzutreffend. Jede für die R egisterzäh-

lung  relevante  registerführende  Einrichtung  versehe  ihren  an

die  klagende  Partei  zu  liefernden  Datenbestand  mit  einem  von

der  Stammzahlenregisterbehörde  (Datenschutzkommissi on)  gene-

rierten bereichsspezifischen Personenkennzeichen „A mtliche Sta-

tistik“ (bPK AS), der nur von der klagenden Partei entschlüs-

selt werden könne und keinerlei Rückschlüsse auf be stimmte oder

auch nur  bestimmbare  Personen ermögliche.  Die klage nde Partei

erhalte auf diese Weise einen vollständig anonymisi erten Daten-

bestand. Diesen könne sie dann mit anderen, auf die selbe Weise

anonymisierten und mit demselben bPK AS versehenen Datenbestän-

den einer anderen registerführenden Einrichtung ver knüpfen. 

Entgegen dem vom Beklagten vermittelten Eindruck se ien bei

der Registerzählung 2011 alle erforderlichen Maßnah men getrof-

fen, um den Datenschutz und die Nicht-Rückführbarke it auf Ein-

zelpersonen ausreichend zu gewährleisten. Die jewei ligen Daten

würden der klagenden Partei von dritter Seite anony misiert zur

Verfügung  gestellt  werden,  weshalb  sie  gar  keine  Mö glichkeit

hätte, die übermittelten Daten mit Namen von Einzel personen zu

verknüpfen. Dass dabei Daten zur Stellung in der Fa milie erho-

ben werden, sei gesetzlich vorgegeben und habe nich ts mit dem

Procedere  unter  dem Nationalsozialismus  gemein.  Die  Volkszäh-

lung unter dem Nationalsozialismus sei nämlich in k einster Wei-

se anonymisiert oder verschlüsselt erfolgt. Vielmeh r seien vom

NS-Regime Daten (insbesondere auch Abstammung, Reli gionszugehö-

rigkeit  etc.)  ganz  bewusst  personenbezogen erhoben worden,  um

die  von  den  Nazis  intendierten  Deportationen  organi satorisch

vorbereiten  zu  können.  Überdies  hätten  die  personen bezogenen
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Volkszählungsdaten in der Diktatur unterstützend be i der „Son-

derzählung“ der Juden 1939 mitgewirkt. 

Die  verfahrensgegenständliche  Äußerung  des  Beklagte n  sei

eine Tatsachenbehauptung, zur Gänze unwahr und ehre nrührig so-

wie schwerst kreditschädigend.

Der  Tatbestand der Ehrenbeleidigung sei erfüllt, we il der

klagenden  Partei  vom Beklagten  vorgeworfen  werde,  n ationalso-

zialistische Methoden bei der Durchführung der Regi sterzählung

2011 anzuwenden. Die beeinträchtige die allgemeine Wahrnehmung

des Unternehmens der klagenden Partei und somit des sen soziale

Wertstellung innerhalb der Gesellschaft: Gerade für  ein Unter-

nehmen, das aufgrund seines Tätigkeitsbereiches typ ischerweise

mit heiklen Agenden wie Datenschutz, Privatsphäre e tc. konfron-

tiert sei und für das die Vertraulichkeit von Daten  daher einer

der obersten Grundsätze sei und sein müsse, habe ei n derartiger

Vorwurf  schwerwiegende Konsequenzen. Das gesellscha ftliche An-

sehen  eines  Unternehmens,  das  dem  Vorwurf  ausgesetz t  werde,

sich nationalsozialistischer Methoden, noch dazu in  einem der-

art sensiblen Bereich, zu bedienen, werde massiv ve rringert. 

Darüber hinaus sei die inkriminierte Behauptung gee ignet,

den wirtschaftlichen Ruf der klagenden Partei massi v zu gefähr-

den und erfülle  daher  auch  den Tatbestand  des  §  133 0  Abs.  2

ABGB. Die verfahrensgegenständliche Äußerung werfe ein äußerst

schlechtes Bild auf die klagende Partei als Österre ichs führen-

den  Informationsdienstleister  und  schädige  ihr  Anse hen  –  und

damit  ihre  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  Bezieh ungen  –

nachhaltig.  Die  Behauptung  erschwere  dadurch  den  Ge schäftsbe-

trieb der klagenden Partei,  weil  derartige Vorwürfe  für  Unsi-

cherheit  und  Misstrauen sorgen,  was  zur  Folge  habe,  dass  die

Respondenten  weniger  bereitwillig  richtige  Angaben  zur  Verfü-

gung stellen und deren Kooperationsbereitschaft bei  den statis-

tischen Erhebungen, die für die Tätigkeit der klage nden Partei

unerlässlich sei, beeinträchtige.
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Die inkriminierte Behauptung sei im Rahmen von TV-B eiträ-

gen ausgestrahlt worden und sei daher jedenfalls al s verbreitet

anzusehen. 

Der  Beklagte  bestritt  das  Klagebegehren und wendete  ein,

dass die durch die klagende Partei monierte Äußerun g Teil einer

grundsätzlichen Kritik  gewesen sei,  die sich an die  gesetzli-

chen Grundlagen der „Registerzählung 2011“ gerichte t hätte. We-

sentlich sei dabei, dass der Beklagte in seiner dem  Österrei-

chischen Rundfunk dargebrachten Stellungnahme die k lagende Par-

tei selbst mit keinem Wort auch nur erwähnt und sei ne kritische

Stellungnahme ausschließlich an den Gesetzesgrundla gen und den

aus  seiner  Sicht  bedenklichen  Entwicklungen  festgem acht,  die

klagende Partei als Institution aber mit keinem Wor t kritisiert

hätte. 

Es könne jedenfalls nicht so sein, dass eine Äußeru ng, mit

welcher  eine  lediglich  abstrakte  Gesetzeskritik  geü bt  werde,

durch mediale Berichterstattung überhaupt erst in Z usammenhang

mit einer bestimmten Person gebracht werde und dies e gegen den

Äußernden infolge einen Unterlassungsanspruch erwer be, obgleich

der Äußernde gar nicht auf diese abgezielt hätte. 

Selbst  wenn  die  Äußerung  des  Beklagten  auf  die  klag ende

Partei abgezielt hätte, würde sich diese nicht auf den Kredit,

den Erwerb und das Fortkommen der klagenden Partei  auswirken,

da diese gar nicht nach marktwirtschaftlichen Krite rien agiere

und ihre Tätigkeit ausschließlich im öffentlichen A uftrag wahr-

nehme. 

Es handle sich bei der vom Beklagten getätigte Äuße rung um

keine  unwahre  Tatsachenbehauptung,  sondern  vielmehr  um  ein

durch das Recht auf freie Meinungsäußerung geschütz tes Wertur-

teil.

Auch wenn man die Äußerung als Tatsachenbehauptung werten

würde, wäre diese allerdings schon deshalb nicht re chtswidrig,

da der Beklagte in der Lage sei,  den Wahrheitsbewei s anzutre-
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ten. 

Zunächst sei darauf hinzuweisen, dass es sich bei d er Be-

zeichnung „Generalinventur“ nicht um ein gebräuchli ches histo-

risches  Synonym  für  die  nationalsozialistische  Volk szählung

handle,  sondern  vielmehr  um  einen  allgemeinen  Sprac hbegriff,

der  eine  vollständige  Bestandsaufnahme eines  bestim mten  Sach-

verhalts  definiere.  Dies  sei  hinsichtlich  der  Regis terzählung

2011  zweifelsfrei  gegeben.  Da  der  Begriff  „Generali nventur“

selbst gar keinen Konnex zu den nationalsozialistis chen Volks-

zählungen herzustellen vermöge oder einen sonstigen  nationalso-

zialistischen Bezug aufweise, sei ein Unterlassungs anspruch da-

hingehend, dass der Beklagte die Registerzählung al s „Art Gene-

ralinventur“ bezeichne, völlig zwanglos zu verneine n. Schon aus

diesem Grunde sei das Klagebegehren abzuweisen. 

Qualifiziere man die Aussage des Beklagten als Tats achen-

behauptung, so sei zunächst davon auszugehen, dass diese so zu

interpretieren sei, wie sie der Durchschnittsbetrac hter zu ver-

stehen hätte. Tatsache sei, dass der Beklagte nicht  die durch-

geführte  Registerzählung  als  mit  der  nationalsozial istischen

„Generalinventur“  wesensgleich  bezeichnet  habe,  son dern  viel-

mehr darauf hingewiesen habe, dass es sich bei der Registerzäh-

lung um eine Form der „Zählung“ handle – sohin um e ine Art Ge-

neralinventur,  was  zuletzt  in  Österreich  in  dieser  Form  zur

Zeit des Nationalsozialismus durchgeführt worden se i. Tatsäch-

lich würden sich in der Methodik der Datenerfassung  Parallelen

zwischen Registerzählung und den deutschen Volkszäh lungen 1933

und 1939 darstellen, welche bei früheren Erfassunge n dieser Art

nicht zu finden wären. Der Beklagte habe durch sein e Wortmel-

dung auch klar zum Ausdruck gebracht, dass er keine sfalls eine

Identität  zwischen  Registerzählung  2011  und  den  deu tschen

Volkszählungen 1933 und 1939 sehe, sondern durch di e Formulie-

rung „so eine Art Generalinventur“ eine zweifache A bschwächung

gemacht hätte, einerseits, dass er sich eben nur au f den einen

Aspekt,  die  „Generalinventur“  bezogen  hätte  und  and ererseits,
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dass selbst diese nicht ident abgelaufen wäre, sond ern eben nur

strukturelle Ähnlichkeiten habe, „so einer Art“. 

Herangezogen  würden  bei  der  Registerzählung  2011  im  we-

sentlichen folgende Register:

• die zentrale Meldeevidenz (ZMR)

• die  Versichertenregister  der  österreichischen

Sozialversicherungsträger

• die  Register  der  Krankenfürsorgeanstalten  der

Länder und Gemeinden

• das Bildungsstandsregister

• das Steuerregister der Abgabenbehörde des Bundes

• das  Register  des  Arbeitsmarktservice  Österrei-

chischen

• das Unternehmensregister

• das Wohnungsregister

Alle  diese  Register  würden  personenbezogen  geführt  und

sollen personenbezogen nach dem Registerzählungsges etz  verwer-

tet werden. Zumindest der Abgleich der Register, di e Kontrolle

und die Qualitätssicherung erfolge personenbezogen.  Um vonein-

ander  getrennte  Register  sinnvoll  zusammen  führen  z u  können,

sei die eindeutige Identifikation der betroffenen P erson erfor-

derlich.  Es  müsse  beispielsweise  sichergestellt  wer den,  dass

ein männlicher, 25-jähriger Mödlinger Albaner in de r Zentralen

Meldeevidenz als ledig gemeldet,  dieselbe Person se i,  wie ein

männlicher,  25-jähriger  Mödlinger  Albaner,  der  in  d er  Evidenz

des  Arbeitsmarktservice  arbeitslos  gemeldet  sei  ode r  in  der

Evidenz  des  Bildungsstandsregisters  mit  Hauptschula bschluss

eingetragen sei. 

Es sei klassische Aufgabe einer Inventur, nicht blo ß einen
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bestehenden  Bestand  zu  zählen,  sondern  verschiedene  Register

(Listen) abzugleichen (Soll-Ist-Vergleich) und dabe i Lücken und

Fehlbestände zu erkennen. Genau diese Aufgabe erfül le  die Re-

gisterzählung, in der unter anderem in § 5 Abs. 2 b is 6 aus-

drücklich  der  Auftrag an  die  Bundesanstalt,  die  Pla usibilität

der  verschiedenen Registerdaten zu  prüfen  (Abs.  2),  vermutete

Fehler  an  die  Inhaber  der  Register  zurückzumelden  u nd  deren

Korrektur zu fordern (Abs. 3,  4), Personen direkt  z u befragen

(Abs. 5)  und in letzter Konsequenz Personen aus den  Registern

zu streichen und dies den verantwortlichen Gemeinde n mitzutei-

len (Abs. 6). 

Eine Generalinventur, also eine lückenlose Erfassun g aller

betroffenen Personen, aller ihrer Lebensäußerungen und die Mög-

lichkeit, die Angaben der Personen ausführlich auf Richtigkeit

und Vollständigkeit  zu prüfen,  wäre  durch  eine Frag ebogenzäh-

lung mit anschließender umfassender Qualitätskontro lle möglich,

wäre jedoch extrem personal-  und kostenintensiv,  wi e die Bei-

spiele  der  deutschen  Zählungen  1933  und  1939  zeigen  würden.

Diese  Qualitätskontrolle  könne  durch  Erhebungen  bei  den  Bür-

gern, in deren Milieu und Nachbarschaft oder durch Prüfung ver-

schiedener erfolgen. 

Die Österreichische Registerzählung sei daher als E ndpunkt

einer Entwicklung anzusehen, in der die wichtigsten  Lebensäuße-

rungen der Menschen lückenlos in diversen Registern , allen vor-

an im Zentralen Melderegister (ZMR) abgebildet word en seien. Um

eine Generalinventur durchzuführen, sei daher eine Fragebogen-

zählung in Staaten mit umfassenden Registern überfl üssig, hier

sei eine Registerzählung wesentlich effizienter. 

Ihr Anspruch sei nicht, in einer Momentaufnahme die  Bevöl-

kerungsstruktur Österreichs zu erheben, sondern ein  System von

Datensätzen  zu  schaffen,  das  vollständig  alle  relev anten  Le-

bensfunktionen der Bürger (Wohnen, Familienstand, A rbeit, Bil-

dung,  soziale  Sicherheit)  abbilde,  geprüfte,  also  v alidierte
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Daten enthalte und jederzeit – quasi auf Knopfdruck  – ausgewer-

tet werden könne. Ausdrücklich habe sich der Gesetz geber neben

den zehnjährigen Zählungen auch Zwischenzählungen v orbehalten. 

Um dieses Ziel zu erreichen, sei ein komplexer Prüf - und

Kontrollmechanismus geschaffen worden, der die Qual ität der Da-

ten sichern solle. Um dieses Ziel über einen länger en Zeitraum

und nicht bloß in einer Momentaufnahme zu gewährlei sten, seien

die Datensätze mit Kennzeichen so markiert worden, dass sie ei-

nerseits  jederzeit  verknüpfbar  und andererseits  –  b ei  berech-

tigten Zwecken – auf Personen zurückzuführen seien.  

Auch dann, wenn man die Äußerung als Werturteil auf fassen

würde, würde sich ergeben, dass diese jedenfalls ni cht rechts-

widrig sei. 

Es wäre nicht annähernd behauptet worden, dass die Zweck-

setzung  der  Registerzählung  (Erfassung  von  Bevölker ungsdaten)

und  der  nationalsozialistischen  Generalinventur  ein e  auch  nur

ähnliche sei, und wäre dies aus der Aussage auch in  keiner Wei-

se ableitbar. 

Für jeden vernünftigen Empfänger wäre vielmehr erke nnbar,

dass es darum gegangen sei, einen Vergleich im meth odischen An-

satz,  Vollständigkeit  bei  der  Volkszählung  zu  erzie len,  zwi-

schen der Registerzählung 2011 und den deutschen Zä hlungen 1933

und 1939 anzustellen.

Ein allgemeines Verbot, die Verbrechen und Gräuel d es NS-

Staats  zu  Vergleichszwecken  in  Meinungsäußerungen  h eranzuzie-

hen, gäbe es jedenfalls nicht. 

Ein Wertungsexzess, dem der Gedanke des Rechtsmissb rauchs

innewohne,  könne allenfalls dann bejaht  werden,  wen n das ver-

folgte Ziel von geringer Bedeutung sei, sodass das Mittel dazu

in  einem  krassen  Missverhältnis  stünde,  oder  aber  d ie  Ver-

gleichsgrundlagen (die Sachverhalte) so differierte n, dass von

einem thematisch völlig verfehlten Vergleich gespro chen werden
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könne. Beides liege im gegenständlichen Fall nicht vor.

Beweis wurde erhoben durch Einsicht in die vorgeleg -

ten Urkunden, nämlich das Impressum STATISTIK AUSTR IA Bundesan-

stalt  Statistik  Österreich,  www.statistik.at  (./A),  den  Aus-

druck „Die Institution STATISTIK AUSTRIA – Aufgaben  und Grund-

sätze“  (./B),   das  Impressum  ARGE  Daten,  www.argedaten.at

(./C),  eine  Kurzbeschreibung  ARGE  Daten,  www.argedaten.at

(./D), den Lebenslauf Dr. Zeger (./E), den ZIB 20-B eitrag, den

ZIB 2-Beitrag sowie ZIB-Flash 3-Beitrag vom 12.5.20 11 auf DVD

(./F), die „Registerzählung 2011 – Ein Überblick“ ( ./G), einen

Auszug aus  Jutta Wietog , „Volkszählungen unter dem Nationalso-

zialismus“  (2001),  Seiten  186-196  (./H),  ein  Dokume ntenanhang

aus  Jutta  Wietog ,  „Volkszählungen  unter  dem Nationalsozialis-

mus“ (2001), Seiten 249ff sowie 272ff (./I), den he ise.de-Arti-

kel vom 22.11.2011 (./J), den ARGE Daten-Artikel vo m 20.4.2001

(./K),  den Wikipedia-Artikel  „Liste  der  Volkszählun gen in  Ös-

terreich“  (./L),  die  EU-Verordnung Nr.  519/2010 vom  16.6.2010

(./M), ein Abkürzungsverzeichnis (./N); sowie die  B eilagen ./1

(Beitrag „Volkszählung 2011 als Generalinventur“) u nd ./2 (Er-

läuterungen  1193  der  Beilagen  XXII.  GP  –  Regierungs vorlage  –

Materialien). 

  Folgender Sachverhalt wurde festgestellt (bzw. steh t außer

Streit):

Die  klagende Partei  STATISTIK AUSTRIA,  unter  welche r  Be-

zeichnung  die  Bundesanstalt  Statistik  Österreich  (S TAT),  das

statistische Amt der Republik Österreich, in der Öf fentlichkeit

auftritt, ist eine selbstständige, nicht gewinnorie ntierte Bun-

desanstalt  öffentlichen  Rechts.  Sie  besorgt  die  Auf gaben  der

amtlichen  Statistik  auf  Bundesebene:  die  Erhebung,  Sammlung,

Analyse  und  Veröffentlichung  amtlicher  Statistiken  für  Öster-

reich. 

Der Beklagte ist Vereinsobmann der ARGE Daten Öster reich.

Die ARGE Daten Österreich beschäftigt  sich seit  198 3 intensiv
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mit Fragen des Informationsrechts, des Datenschutze s, der Tele-

kommunikation und des Einsatzes neuer Techniken. De r Verein ist

parteipolitisch  unabhängig,  und seine  Tätigkeit  ist  nicht  auf

Gewinn  gerichtet.  Er  verfolgt  ausschließlich  und  un mittelbar

gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 35 Abs. 2 BAO ü berwiegend

im Inland. 

Der  Beklagte  hat  in  seiner  Funktion  als  Obmann  Vere ins

ARGE  Daten  die  inkriminierte  Äußerung  getätigt,  wel che  am

12.5.2011 im Rahmen der Medienberichte ZIB 2, ZIB 2 0 und im ZIB

Flash 3 ausgestrahlt  wurde (Beilage ./F) – wenn auc h nicht in

jedem Beitrag in vollständiger Version.

Die  inkriminierte  Aussage  des  Beklagten  lautet  wört lich

wie folgt:

„Es werden auch Familienverhältnisse abgebildet. Al so wer mit

wem in einer Wohnung zusammenlebt, welche Kinder, i n welchen

Abhängigkeiten das besteht. Also hier müssen wir ni cht von ei-

ner Zählung sprechen, sondern so einer Art Generali nventur und

sowas gab es zuletzt unter dem Nationalsozialismus. “

Die  klagende  Partei  wurde  mit  dem  Bundesstatistikge setz

2000  als  Anstalt  öffentlichen  Rechts  eingerichtet.  Anstalts-

zweck ist gemäß §§ 23f Bundesstatistikgesetz die Er bringung von

Dienstleistungen  wissenschaftlichen  Charakters  im  ö ffentlichen

Interesse sowie die Erstellung von Statistiken alle r  Art,  die

über  die  Interessen eines  einzelnen Landes hinausge hen.  Dabei

sind gemäß § 24 Bundesstatistikgesetz unter anderem  die Grund-

sätze  der  Objektivität  und  Überparteilichkeit,  die  Anwendung

statistischer  Methoden  und  Verfahren  nach  internati onal  aner-

kannten wissenschaftlichen Grundsätzen und Standard s, die lau-

fende  Überprüfung  der  Statistiken  auf  Qualitätsverb esserungen

und  die  Sicherstellung  einer  möglichst  hohen  Aktual ität  der

Statistiken zu beachten (vgl Beilagen ./A und ./B).  

Bei der Durchführung der Registerzählung ist die kl agende Par-

tei an die Vorgaben des Registerzählungsgesetzes (R egZG) gebun-

den,  das  u.a.  vorschreibt,  dass  die  Erhebungsmerkma le  „unter
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Verwendung bereichsspezifischer Personenkennzeichen  (bPK) gemäß

§ 9 des E-Government-Gesetzes (E-GovG) [...] ohne N amen der Be-

troffenen zu erheben sind“ (§ 4 Abs. 1 RegZG). Dies  wird da-

durch erreicht, dass jede für die Registerzählung r elevante re-

gisterführende Einrichtung ihren an die klagende Pa rtei zu lie-

fernden  Datenbestand  mit  einem von  der  Stammzahlenr egisterbe-

hörde  (Datenschutzkommission)  generierten  bereichss pezifischen

Personenkennzeichen „Amtliche Statistik“ (bPK AS) v ersieht, der

nur von der klagenden Partei entschlüsselt werden k ann und kei-

nerlei  Rückschlüsse  auf  bestimmte  oder  auch  nur  bes timmbare

Personen ermöglicht (vgl § 6 RegZG). Die klagende P artei erhält

auf diese Weise einen vollständig anonymisierten Da tenbestand.

Diesen kann sie dann mit  anderen, auf dieselbe Weis e anonymi-

sierten und mit demselben bPK AS versehenen Datenbe ständen ei-

ner anderen registerführenden Einrichtung verknüpfe n. 

Die  Daten  im  Rahmen  der  Registerzählung  2011  wurden  von  der

klagenden Partei demnach auf Grundlage des Register zählungsge-

setzes  (RegZG) bestimmt. 

Tatsächlich lassen sich in der Methodik der Datener fassung

Parallelen zwischen der Registerzählung 2011 und de n deutschen

Volkszählungen  1933  und  1939  darstellen.  Gleichzeit ig  handelt

es sich bei der Registerzählung jedoch um gesetzlic he Vorgaben,

an  die  sich  die  klagende  Partei  zu  halten  hat,  und  dies  hat

nichts mit dem Procedere unter dem Nationalsozialis mus gemein. 

Der Ausdruck „Generalinventur“  im gegenständlichen Zusam-

menhang  bedeutet  eine  lückenlose  Erfassung  aller  be troffenen

Personen, aller ihrer Lebensäußerungen und die Mögl ichkeit die

Angaben  der  Personen  auf  Richtigkeit  und  Vollständi gkeit  zu

prüfen (Beilage ./1). Der Nationalsozialismus ist e ine radikal

antisemitische, rassistische, antikommunistische un d diktatori-

sche Weltanschauung respektive politische Bewegung.  Die Meldung

„Also hier müssen wir nicht von einer Zählung sprec hen, sondern

so  einer  Art  Generalinventur,  und  sowas  gab  es  zule tzt  unter

dem Nationalsozialismus“ kann im konkreten Zusammen hang nur so
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aufgefasst  werden,  dass der  klagenden Partei  hier  v orgeworfen

wird, Zählungen nach Methoden des ehemaligen totali tären „Füh-

rerstaates“ durchzuführen. Daraus ergibt sich unmit telbar, dass

die klagende Partei vom Beklagten so dargestellt wi rd, als wür-

de sie nationalsozialistische Methoden, Ideen oder andere Ziele

(der Datenerfassung) gutheißen oder zumindest toler ieren. 

In  den  Erläuterungen  zum  Gesetzesentwurf  bezeichnet  der

Gesetzgeber zwar selbst in Abs. 4 seine Volkszählun g als „In-

ventur“ (Beilage ./2), doch ist  dies nicht mit  der getätigten

Äußerung des Beklagten gleichzusetzen, da der Geset zgeber ein-

deutig  von  einer  neutral-objektivierten  „Inventur“  spricht,

ganz und gar nicht von einer „Generalinventur unter  dem Natio-

nalsozialismus“.  

Es  wird  in  der  Äußerung  des  Beklagten  auch  ausdrück lich

die  Registerzählung  2011  der  klagenden  Partei  an  si ch  kriti-

siert und nicht das Registerzählungsgesetz, welches  als Grund-

lage  dafür  dient.  Der  durchschnittliche  Zuschauer  f asst  die

Wortmeldung des Beklagten so auf, dass die klagende  Partei „auf

eigene Faust“ Zählungen, beziehungsweise Datenerheb ungen durch-

führt, welche an Zählungsmethoden unter dem Nationa lsozialismus

erinnern. In Wirklichkeit ist es so, dass der klage nden Partei

das Registerzählungsgesetz in keinster Weise zurech enbar ist.

Beweiswürdigung:

Die Feststellungen gründen sich auf die in Klammer ange-

führten Beilagen. 

Diese  unbedenklichen  Urkunden  erschienen  dem  Gerich t

glaubhaft und nachvollziehbar. Des weiteren ist der  Sachverhalt

an sich unstrittig. Es bedarf lediglich einer recht lichen Beur-

teilung der Geschehnisse.

Die  Bedeutung  der  Worte  „(General-)Inventur“  und  „N atio-

nalsozialismus“  ergibt  sich  aus  gängigen  Wörterbüch ern  der

deutschen Sprache, etwa dem DUDEN Bedeutungswörterb uch und ist
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gerichtsnotorisch.    

Rechtlich folgt daraus:

Die Freiheit der Meinungsäußerung stellt eine der w esent-

lichen Grundlagen und Bedingungen einer demokratisc hen Gesell-

schaft und ihrer Entwicklung dar. Dies gilt nicht n ur für Nach-

richten  und  Ideen,  die  wohlwollend  aufgenommen  werden,  für

harmlos gehalten oder auf Gleichgültigkeit stoßen, sondern auch

für  solche,  die  kränken,  schockieren  oder  beunruhig en.  Ohne

Pluralismus, Toleranz und Offenheit ist eine demokr atische Ge-

sellschaft nicht möglich. 

Das Grundrecht auf Meinungsäußerung kann einen Eing riff in

das Recht auf Ehre rechtfertigen. Stehen beide Rech te einander

gegenüber, ist eine umfassende Interessensabwägung vorzunehmen.

Soweit konkrete Fakten vorliegen, kann auch massive  Kritik, die

in die Ehre eines anderen eingreift, gerechtfertigt  sein. Nach

dem EGMR  gilt  selbst  für  Privatpersonen,  die  sich  ö ffentlich

äußern,  ein großzügiger Beurteilungsmaßstab. Entsch eidend ist,

ob eine Äußerung auf einen Tatsachenkern beruht. Li egt ein sol-

cher  vor  und kann er  nachgewiesen  werden,  ist  das  W erturteil

zulässig, weil es sich innerhalb der Grenzen der Me inungsäuße-

rungsfreiheit bewegt (OGH 6 Ob 51/08f). 

Bei  der  Prüfung der  besonderen Umstände des  vorlieg enden

Falles wird Folgendes berücksichtigt: 

Sinn  und  Bedeutungsinhalt  einer  Äußerung,  wie  auch  die

Frage, ob Tatsachen verbreitet  wurden oder eine wer tende Mei-

nungsäußerung  vorliegt,  richten  sich  nach  dem Gesam tzusammen-

hang und dem dadurch vermittelten Gesamteindruck de r beanstan-

deten  Äußerung  nach  dem  Verständnis  des  unbefangene n  Durch-

schnittspublikums. Die Äußerung ist so auszulegen, wie sie von

den angesprochenen Verkehrskreisen bei  ungezwungene r Auslegung

verstanden wird (OGH 6 Ob 316/99k; 6 Ob 112/00i; 6 Ob 149/01g).

41 Cg 55/11 p

14 von 19



Maßgebend ist  das  Vorwissen und Wertgefühl  jenes sp ezifischen

Leser-, Hörer- oder Seherkreises, an den sich die i nkriminierte

Darstellung  richtet  (Korn/Neumayer,  Persönlichkeits schutz  im

Zivil- und Wettbewerbsrecht, 41; OGH 6 Ob 149/01g).  Bei in Bou-

levard-Magazinen  veröffentlichten  Artikeln  ist  beis pielsweise

ein nicht  weiter  vorgebildeter,  unbedarfter  Durchsc hnittsleser

maßgebend (MR 1988, 10).

Aufgrund  des  festgestellten  Bedeutungsgehaltes  der  Worte

„Generalinventur“  und  „Nationalsozialismus“  ergibt  sich,  dass

der Beklagte insofern unwahre Tatsachen verbreitete , als er der

klagenden Partei vorwarf, Registerzählungen nach de m Modell na-

tionalsozialistischer Zeit durchzuführen. Aus der i nkriminierte

Äußerung des Beklagten „Es werden auch Familienverh ältnisse ab-

gebildet. Also wer mit wem in einer Wohnung zusamme nlebt, wel-

che  Kinder,  in  welchen  Abhängigkeiten  das  besteht.  Also  hier

müssen wir nicht von einer Zählung sprechen, sonder n so einer

Art Generalinventur, und sowas gab es zuletzt unter  dem Natio-

nalsozialismus.“  ergibt  sich  für  den  Durchschnittsa dressaten

der Gesamteindruck,  die klagende Partei  sei  dazu ge neigt,  Re-

gisterzählungen auszuführen,  welche Methoden aus de r  Zeit  des

Nationalsozialismus, und nicht  etwa das Registerzäh lungsgesetz

(RegZG), als Grundlage hätten.  Dies ist und war zu m Ausstrah-

lungszeitpunkt (ZIB 2, ZIB 20 sowie ZIB Flash 3 am 12.5.2011),

wie festgestellt, unwahr. 

Der Beklagte scheint den an und für sich unproblema tischen Be-

griff  „Generalinventur“  absichtlich  mit  einer  Regis terzählung

nach Methoden zur Zeit des Nationalsozialismus in Z usammenhang

zu bringen, wobei  die Registerzählung 2011 der klag enden Par-

tei,  wie  bereits  erörtert,  nichts  mit  dem Nationals ozialismus

zu tun  hat.  Nun sind unvollständige Tatsachenbehaup tungen wie

„(...)  sowas  gab  es  zuletzt  unter  dem  Nationalsozia lismus

(...)“ in TV-Beiträgen nicht isoliert zu betrachten  und können,

auch in Anbetracht der Relevanz des Gesamtzusammenh anges, durch

vorher  oder  nachher  Gesagtes  gerechtfertigt  werden.  Auch nach
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aufmerksamer  Analyse  der  vollständigen  Wortmeldung  kommt  im

verfahrensgegenständlichen Fall  aber nicht hervor, dass zumin-

dest die klagende Partei sich bei der Registerzählu ng lediglich

an gesetzliche Vorgaben im Rahmen des Registerzählu ngsgesetzes

(RegZG)  hält  und  diese  Zählung  nicht  mit  nationalso zialisti-

schen  Zählungsmethoden  gleichzusetzen  sind.  Sie  wir d  vielmehr

als  Vollzieherin  dieser  Zählung präsentiert,  wobei  das Regis-

terzählungsgesetz nicht einmal erwähnt wird. Mangel s präzisie-

renden Inhalts vermag der reißerische Stil  der Äuße rung einem

Durchschnittsadressaten der ZIB auch nicht zu vermi tteln, „Ge-

neralinventur wie zuletzt unter dem Nationalsoziali smus“ sei in

diesem Zusammenhang eine bloße Meinungsäußerung. Da ss sich die

klagende  Partei  bei  der  Registerzählung  an  die  gese tzlichen

Vorgaben des RegZG hält ist objektiv überprüfbar un d einem Be-

weis  zugänglich  und  folglich  entgegen  der  Auffassun g  des  Be-

klagten  auch  kein  Werturteil,  sondern  Tatsache  (OGH  6  Ob

316/64).

Gesondert  zu  beurteilen  sind  die  inkriminierten,  je doch

richtigen Behauptungen,  die  klagende Partei  führe e ine Regis-

terzählung  durch,  in  der  auch  Familienverhältnisse  abgebildet

werden.  Hier  wird  allerdings  auch  wieder  unterschla gen,  dass

dies ebenso gesetzlich im RegZG geregelt respektive  vorgegeben

ist. 

Auf den Versuch des Beklagten den Wahrheitsbeweis z u lie-

fern, dass die Methoden der Registerzählung 2011 na ch dem Re-

gisterzählungsgesetz  den  Zählungsmethoden  der  NS-Ze it  ähneln,

braucht  nicht  eingegangen zu  werden.  Selbst  für  den  Fall  von

Parallelen zwischen den Zählungsmethoden,  von welch en das Ge-

richt auch ausgeht, können diese der klagenden Part ei situati-

onsbedingt nicht zugerechnet werden. Angesichts der  gesetzlich

geregelten Registerzählung und dem unbedenklichen R uf der kla-

genden  Partei  war  eine  Überprüfung  diesbezüglich  au ch  nicht

notwendig. 
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Der Unterschied zwischen einer Tatsachenbehauptung und ei-

nem Werturteil liegt nach der Rechtsprechung des EG MR letztlich

im Grad des zu erbringenden Beweises („degree of fa ctual proof

which has to be established“; EGMR 20.3.2003, Krone  Verlag GmbH

& Co KG Mediaprint Zeitschriften Verlag GmbH & Co K G gegen Ös-

terreich;  Scharsach  und  News  gegen  Österreich  Z  39) .  Selbst

wenn es sich um ein Werturteil handelt, kann dieses  unverhält-

nismäßig sein, wenn eine ausreichende Tatsachengrun dlage fehlt

(„absence  of  any  factual  basis“;  EGMR  24.2.1997,  Nr

7/1996/626/809, De Haes und Gijsels gegen Belgien, Z 47; Jeru-

salem gegen Österreich Z 43; 12.7.2001, Nr 29032/95 , Feldek ge-

gen Slowakei Z 76; EGMR 26.2.2002, Nr 28525/95, Una bhängige In-

itiative  Informationsvielfalt  gegen  Österreich  Z  47 ).  Auch

Werturteile, die unnötigerweise in beleidigender Sp rache geäu-

ßert werden, genießen keinen Schutz, wenn der Besch werdeführer

seine Kritik ohne weiteres auch ohne den Gebrauch d er beleidi-

genden  Äußerung  äußern  hätte  können  (vgl  EGMR  27.6. 2000,  Nr

28871/95,  Constantinescu  gegen  Rumänien  Z  73f;  6.2. 2001,  Nr

41205/98,  Tammer  gegen  Estland  Z  67).  Dabei  kann  na ch  der

Rechtsprechung  des  EGMR die  Notwendigkeit  eines  Zus ammenhangs

zwischen einem Werturteil und den es stützenden Fak ten von Fall

zu Fall entsprechend den besonderen Umständen varii eren (Feldek

Z 86). So hat der EGMR im Fall Oberschlick II (EGMR  1.7.1997,

Nr  47/1996/666/852,  Oberschlick  gegen Österreich II ,  MR 1997,

196) die Bezeichnung eines Politikers als „Trottel“  als zuläs-

siges Werturteil angesehen (vgl auch etwa Unabhängi ge Initiati-

ve Informationsvielfalt Z 43).

Im Begriff „Generalinventur“ in Verbindung mit dem Natio-

nalsozialismus,  werden nach Ansicht  des Gerichtes e ine Tatsa-

che,  nämlich,  dass  die  klagende  Partei  eine  Registe rzählung

(„Inventur“) durchführt, und ein Werturteil, nämlic h, dass die

klagende Partei dies nach Methoden wie zur Zeit des  Nationalso-

zialismus macht, vermengt. Es handelt sich aber kei nesfalls um

ein  reines  Werturteil.  Vielmehr  überwiegt  der  „tats ächliche“,
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also objektiv überprüfbare Inhalt (RIS-Justiz RS000 32280, OGH 7

Ob 283/62). Das Werturteil „zuletzt unter dem Natio nalsozialis-

mus“ lässt in dieser Wortkombination keinen anderen  Schluss zu,

als den einer Zählung seitens der klagenden Partei wie zu dik-

tatorisch-totalitären  NS-Zeiten.  Die  Registerzählun g  2011  an

sich stellt,  wie bereits ausgeführt,  eine Tatsache iSd § 1330

(2) ABGB dar. Insgesamt ist daher von einer Tatsach e auszuge-

hen. 

Der Durchschnittsadressat der ZIB versteht, wenn au ch da-

tenschutzrechtlich unbedarft,  nach dieser Äußerung „Generalin-

ventur“ nicht allein im Sinne von einer Zählung. De r Gesamtein-

druck vermittelt,  die  klagende Partei  hätte  eine Re gisterzäh-

lung im Sinne einer „Generalinventur wie zuletzt un ter dem Na-

tionalsozialismus“ durchgeführt. Die unrichtige Beh auptung  ei-

ner  Generalinventur  wie  zuletzt  unter  dem Nationals ozialismus

ist, wie ausgesprochen und auch sinngemäß, künftig zu unterlas-

sen. Für das Verbot an den Beklagten, die bislang r ichtige Be-

hauptung einer Registerzählung oder Generalinventur  der klagen-

den Partei zu verwenden, besteht jedoch kein Anlass . 

Die festgestellte Wortmeldung im Zusammenhang mit d er Re-

gisterzählung 2011 beinhaltet  die konkludente Tatsa chenbehaup-

tung, diese sei der klagenden Partei zuzurechnen. D er Nachsatz

„sowas gab es zuletzt unter dem Nationalsozialismus “ lässt den

Zuschauer zu dem Schluss komme, dass bei entspreche nder Tätig-

keit der klagenden Partei eine derartige Zählung ni cht zustande

gekommen wäre und vermittelt  den Eindruck die klage nde Partei

treffe ein Verschulden an einer Registerzählung, we lche an Zäh-

lungen aus der NS-Zeit  erinnere.  Die Unrichtigkeit  dieser Be-

hauptung ist  ebenfalls objektiv überprüfbar und hät te vom Be-

klagten auch erkannt werden müssen: Einfache Recher chen (Tele-

fonate oder ähnliches) hätten die Vorgehensweise de r klagenden

Partei nach gesetzlichen Vorgaben zum Vorschein geb racht. Dass

hier, wie vom Beklagten behauptet, lediglich das Re gZG aus da-

tenschutzrechtlichen  Gründen  kritisiert  wird,  kommt  einem
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Durchschnittsadressaten  mit  Sicherheit  nicht  in  den  Sinn  und

wird in der Äußerung selbst auch nicht angedeutet. 

Ein Verschulden des Beklagten hinsichtlich der Beha uptung,

die  klagende  Partei  führe  die  Registerzählung  2011  nach  Zäh-

lungsmethoden wie zuletzt in der NS-Zeit durch, lie gt zweifels-

frei vor, da ein Beweggrund der klagenden Partei fü r die Vorge-

hensweise  nach  Methoden  aus  dem  nationalsozialistis chen  Zeit

nicht  abzuleiten  ist.  Auch  wurde  nicht  behauptet,  g eschweige

denn bewiesen, der  Beklagte hätte  an die  Anwendung  von Zäh-

lungsmethoden seitens der klagenden Partei wie unte r dem Natio-

nalsozialismus geglaubt (Gutglaubensbeweis).  Die zu mindest aus

dem Gesamteindruck erhellende Behauptung, die klage nde  Partei

führe Zählungen im Sinne einer Art  „Generalinventur  wie unter

dem Nationalsozialismus“ durch, wurde offenbar mutw illig formu-

liert,  um der  Wortmeldung Medienecho zu  verleihen.   Es  lagen

auch keine Informationen vor, die diese Behauptung bestätigten.

Der  Beklagte  hat  als  Vereinsobmann  der  ARGE Daten  Ö sterreich

eine leitende Stellung mit selbstständigem Wirkungs bereich inne

und ist daher im Sinne der Rechtsprechung als Reprä sentant der

ARGE Daten Österreich anzusehen. 

Wie  aus  den  Feststellungen  ersichtlich,  ist  ein  Sch aden

bei  der  klagenden Partei  aufgrund der  inkriminierte n Wortmel-

dung denkbar, wenn auch konkret vielleicht nicht ei ngetreten.

Im gegenständlichen Fall unterliegt der Beklagte zu r Gän-

ze. Die Kostenentscheidung gründet sich auf § 41 Ab s. 1 ZPO.   

Handelsgericht Wien
1030 Wien, Marxergasse 1a

Abt. 41, am 23.5.2012

MMag. Liselotte Eckl
Richterin

elektronische Ausfertigung
gem. § 79 GOG
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